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Der Taschenkommentar zum AAABGB und zu
wichtigenNebengesetzen (EheGGG, EPG, EKHG,
KSchG, ASVG) setzt in der viertennn Auflage die
bewährtepraxisorientierteSchnellinformation
fort.DerKommentarbestichtdurccchdieschnel-
le Verfügbarkeit und die hohe AAAktualität der
gebotenen Information. ImVordeeergrund steht
einemöglichstkurzeundumfassendeInforma-
tionüberdieaktuelleRechtslagedddurchverläss-
liche Wiedergabe des Meinungsssstands in der
Judikatur in besonders übersichtlicher Form.

Die 4. Auflage enthält ua dieNoveeellen im Erb-
recht (Erbrechtsänderungsgesetttz), im Sach-
walterrecht (2. Erwachsenenschhhutz-Gesetz)
und weitere wichtige Aktualisieruuungen in Ge-
setzgebung und Judikatur.

Der ABGB Taschenkommentar wird als Buch-
Plus (print + digital) herausgegeben. Wichtige
Neuerungenwerden bis zur nächsten Neuauf-
lage online aktualisiert. Auch das IRÄG 2017 ist
am derzeitigen Stand berücksichtigt, ein On-
line-Update folgt unmittelbar nachBeschluss.
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4. Auflage

BUCHTIPPS

Internationales
Familienrecht
Nach zehn Jahren ist in diesem
Rechtsbereich fast kein Stein
auf dem anderen geblieben.
Grund genug, das Buch „Inter-
nationales Familienrecht“ in
zweiter Auflage herauszubrin-
gen. Das Buch richtet sich vor-
nehmlich an Praktiker. Beispie-
le aus der Judikatur sollen das
Verständnis erleichtern. Auto-
ren sind Rechtsanwalt Marco
Nademleinsky und Matthias
Neumayr, Senatspräsident des
Obersten Gerichtshofs (facul-
tas, 339 Seiten, 68 Euro).

Der neue
Erwachsenenschutz
Ab Juli 2018 wird das geltende
Sachwalterschaftsrecht durch
den neuen Erwachsenenschutz
ersetzt. Fragen und Antworten
zu dem neuen Gesetz sowie
Beispiele und Formulare finden
sich in dem Buch „Erwachse-
nenschutz neu“. Geschrieben
hat es der frühere Familienrich-
ter und Gerichtsvorsteher
Ewald Maurer (Manz, 198 Sei-
ten, 21,80 Euro).
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Bürgerbeteiligung:
Nachholbedarf im
geschriebenen Recht
Umwelt. Diese Woche entscheidet der EuGH zu
einem österreichischen Streit Umweltschützer
gegen Behörde. Seine Linie ist klar erkennbar.

VON ERIKA WAGNER, WILHELM
BERGTHALER UND MARTIN DONAT

Wien/Linz. Für übermorgen, Mitt-
woch, wird ein wegweisendes Ur-
teil des Gerichtshofs der EU
(EuGH) erwartet. Es betrifft die
Rechtssache C-664/15 (Protect Na-
tur-, Arten- und Landschaftsschutz
Umweltschutzorganisation gegen
Bezirkshauptmannschaft Gmünd)
und wird präjudizieren, inwiefern
Umweltschutz-NGOs im wasser-
rechtlichen Bewilligungsverfahren
ein Recht auf Überprüfung der
Entscheidung selbst dann zusteht,
wenn diese im Bewilligungsverfah-
ren keine Parteistellung hatten.
Das ist außerhalb des UVP-Verfah-
rens in Österreich der Regelfall.

Inhaltlich geht es um die Um-
setzung eines völkerrechtlichen
Übereinkommens, nämlich der
sog. Aarhus-Konvention. Dieses
Übereinkommen der Wirtschafts-
kommission für Europa (Unece)
über den Zugang zu Informatio-
nen, die Öffentlichkeitsbeteiligung
an Entscheidungsverfahren und
den Zugang zu Gerichten in Um-
weltangelegenheiten wurde sowohl
von Österreich als auch der EU im
Jahr 2005 ratifiziert. Damit ist Ös-
terreich verpflichtet, im Rahmen
seines Umweltrechtsvollzugs ein-
schlägige EU-Rechtsakte und natio-
nales Recht im Lichte eines – so ge-
bietet es die Aarhus-Konvention –
umfassenden Öffentlichkeits-Betei-
ligungsmodells und im Sinne eines
weiten Rechts auf Gerichtszugang
(Access to justice) für Betroffene
und NGOs zu interpretieren.

Das würde in der seitens der
NGO „Protect Natur-, Arten- und
Landschaftsschutz“ anhängig ge-
machten Causa nun auch das Was-
serrechtsverfahren betreffen. Der
Verwaltungsgerichtshof (VwGH)
hat das Verfahren zur Vorabent-
scheidung dem EuGH vorgelegt.
Davor hat der EuGH bereits in den
Urteilen C-240/09 („Slowakischer

Braunbär I“), C-115/09 („Trianel“),
C-137/14 (Kom gg Deutschland)
und C-243/15 („Lesoochranárske
zoskupenie VLK“) eine Erweite-
rung des Access to justice zuguns-
ten von NGOs eingemahnt. Bis
dato fehlt eine Umsetzung ins ös-
terreichische Recht, sodass die
nunmehr als gefestigt anzusehen-
de EuGH-Judikatur direkt im Rah-
men der nach den Naturschutzge-
setzen der Länder durchzuführen-
den Naturverträglichkeitsprüfung
anzuwenden ist. Ein Mahnverfah-
ren der Kommission (Nr.
2014/4111) gegen Österreich aus
dem Jahr 2014 reklamiert ferner
das Luftgüte-, Abfall- und Wasser-
recht als anpassungsbedürftig.

Beschwerderecht für Fischer
Jüngst hat der EuGH im Urteil
„Folk“ (C-529/15) in österreichi-
schen Umwelthaftungsverfahren
eine Erweiterung der Aktivlegiti-
mation im Rahmen der Umweltbe-
schwerde zugunsten des Fischerei-
berechtigten zuerkannt, obwohl
das österreichische Umsetzungsge-
setz (B-UHG) diesem nicht das
Recht zugesteht, bei behördlicher
Untätigkeit ein Handeln einzu-
mahnen. Der EuGH stützte sich auf
die Betroffenheit des Einzelnen.

Auch in der einschlägigen Mit-
teilung (KOM [2017] 2616 final)
wird jeder Person, die im Recht auf
Gesundheit, Eigentum oder einem
speziell eingeräumten Umweltnut-
zungsrecht durch ein umweltrele-
vantes Verfahren betroffen ist, das
Recht auf Zugang zu Gericht zuge-
sprochen. Das geschriebene Recht
in Österreich, insbesondere das
Immissionsschutzgesetz-Luft, die
Naturschutzgesetze der Länder, das
Umwelthaftungsrecht und wohl
auch das Wasserrecht, entspricht
nicht mehr der vom EuGH geschaf-
fenen und unmittelbar anzuwen-
denden Rechtslage.

Den für die Gesetzgebung ver-
antwortlichen Ministerien und

Landesregierungen ist diese Situa-
tion bekannt. Wegen der divergie-
renden Interessen wurde aber bis-
lang noch keine Einigung zwi-
schen den betroffenen Gruppen
(NGOs, Wirtschaft, Landwirtschaft
etc.) erzielt. Das ändert aber nichts
an den bestehenden Defiziten – im
Gegenteil: Die Projektanten leiden
unter großer Rechtsunsicherheit,
weil sie sich nicht auf das geschrie-
bene Recht verlassen können.

Einheitliche Lösung von Vorteil
Dabei wäre eine Aarhus-konfor-
men Rechtslage durchaus erreich-
bar. Schon mehrere Gesetzesvor-
schläge sind erstellt worden: Auf-
grund der föderalen Struktur sind
Bund und Länder für ihre jeweili-
gen Bereiche zuständig. Während
der im Frühsommer 2017 als Initia-
tivantrag grüner Abgeordneter vor-
gelegte Umsetzungsentwurf auf
Bundesebene NGOs umfassende
Parteistellung bereits im behördli-
chen Ermittlungsverfahren gibt,
sieht der Vorschlag einer Novellie-
rung des Wiener Naturschutzgeset-
zes bloß ein nachträgliches „Access

to Justice“ vor. Rechtspolitisch ist
von 9+1 unterschiedlichen Model-
len aber abzuraten. Folgende Lö-
sung könnte als Modell für ein ab-
gestimmtes Vorgehen von Bund
und Ländern dienen: Die Umwelt-
anwaltschaften könnten im erstin-
stanzlichen Ermittlungsverfahren
auf die Bereinigung von Interes-
senskollisionen mit NGOs, Bürger-
initiativen und Einzelpersonen im
Rahmen eines Clearing-Verfah-
rens hinwirken. Die betroffenen
Gruppen hätten zwar keine förmli-
che Parteistellung, wären aber in
den Versuch der Umweltanwalt-
schaft, eine Verhandlungslösung
zu erreichen, eingebunden. Damit
könnten viele Konflikte bereits im
Vorfeld ausgeräumt bzw. auf die
konkrete Sache eingeschränkt wer-
den. Das Clearing-Verfahren
könnte mit vier Wochen be-
schränkt sein und damit erheblich
zur Effizienz beitragen. Der erstin-
stanzliche Bescheid kann dann –
sollte er dennoch nicht den Erwar-
tungen aller Betroffenen gerecht
werden – von sämtlichen Beteilig-
ten bekämpft werden.

Beschwerdelegitimiert wären
NGOs, Bürgerinitiativen und Ein-
zelne als Rechtsgutträger von Ge-
sundheit, Eigentum und spezifi-
schen Umweltnutzungsrechten.
Das Modell eines „Aarhus Öffent-
lichkeitsbeteiligungsgesetzes“ wür-
de nicht bloß die Rechtslage den
internationalen Vorgaben anpas-
sen; es würde das Ermittlungsver-
fahren effektiver machen, konsens-
orientierte Lösungen fördern, ein
Mehr an Information und damit
schnellere Entscheidungen brin-
gen. Ein weiteres Zuwarten mit der
Umsetzung der Aarhus-Konvention
durch die neue Regierung kann aus
Gründen der Rechtssicherheit da-
gegen nicht empfohlen werden.

Univ.-Prof.in Dr.in Wagner ist Vorständin des
Instituts für Umweltrecht der JKU Linz, Anwalt
Dr. Bergthaler ist Partner bei Haslinger, Nagele
& Partner, Dr. Donat ist OÖ Umweltanwalt.
Wagners Institut hat für die OÖ Umwelt-
anwaltschaft den Umsetzungsbedarf infolge
der Aarhus-Konvention untersucht und den
Vorschlag eines Entwurfs für ein Aarhus-Öf-
fentlichkeitsbeteiligungsgesetz ausgearbeitet.
www.ooe-umweltanwaltschaft.at

Die Wasserentnahme für Schneekanonen aus einem Fluss war Anlass des Streits, der jetzt vor dem EuGH liegt. [ Feature: APA/Barbara Gindl ]


